
BESCHLUSS DES RATES 

vom 26. April 2010 

zur Ergänzung des Schengener Grenzkodex hinsichtlich der Überwachung der Seeaußengrenzen im 
Rahmen der von der Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union koordinierten operativen 

Zusammenarbeit 

(2010/252/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über einen 
Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (Schengener Grenzkodex) ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 12 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Grenzüberwachung dient der Verhinderung des un­
befugten Grenzübertritts, der Bekämpfung der grenzüber­
greifenden Kriminalität und der Festnahme von Personen, 
die die Grenze unerlaubt überschreiten, bzw. der Ver­
anlassung sonstiger Maßnahmen gegen diese Personen. 
Eine effiziente Grenzüberwachung sollte daran hindern 
und davon abschrecken, die Kontrollen an den Grenz­
übergangsstellen zu umgehen, und sie sollte unbefugtes 
Überschreiten der Außengrenzen aufdecken. 

(2) Die Europäische Agentur für die operative Zusammen­
arbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Eu­
ropäischen Union (nachstehend „Agentur“ genannt) ist 
zuständig für die Koordinierung der operativen Zusam­
menarbeit der Mitgliedstaaten zum Zwecke der verein­
fachten Anwendung des Unionsrechts; dies gilt auch für 
die Grenzüberwachung. Für Grenzüberwachungstätigkei­
ten, die von den See- und Luftstreitkräften eines Mitglied­
staats im Rahmen der von der Agentur koordinierten 
operativen Zusammenarbeit an den Seegrenzen eines an­
deren Mitgliedstaats durchgeführt werden, bedarf es zu­
sätzlicher Regeln, mit denen diese Zusammenarbeit ver­
stärkt wird. 

(3) Im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 und 
den allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts sollten 
während einer Überwachungsaktion getroffene Maßnah­
men in einem angemessenen Verhältnis zu den ange­
strebten Zielen stehen und die Grundrechte sowie die 
Rechte von Flüchtlingen und Asylsuchenden, einschließ­
lich insbesondere des Verbots der Zurückweisung, unein­

geschränkt wahren. Die Mitgliedstaaten sind bei Asyl­
anträgen, die in ihrem Hoheitsgebiet einschließlich der 
Grenze und der Transitzonen gestellt werden, an die Be­
stimmungen des Asyl-Besitzstands, insbesondere die 
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 
2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mitglied­
staaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flücht­
lingseigenschaft ( 2 ), gebunden. 

(4) Auf seinen Tagungen vom 18. und 19. Juni 2009 und 
vom 29. und 30. Oktober 2009 hat der Europäische Rat 
hervorgehoben, dass die von der Agentur koordinierten 
Grenzkontrollmaßnahmen verstärkt und klare Einsatz­
regeln für gemeinsame Patrouillen geschaffen werden 
müssen. Im Juni 2009 hat der Europäische Rat zudem 
die Notwendigkeit von Regeln für die Ausschiffung ge­
retteter Personen unterstrichen. 

(5) Berücksichtigt werden sollte, dass die von der Agentur 
koordinierten Grenzüberwachungsmaßnahmen gemäß ei­
nem Einsatzplan sowie dem Zeitplan und den Anweisun­
gen einer Leitstelle durchgeführt werden, in die sowohl 
die beteiligten Mitgliedstaaten als auch die Agentur Mit­
arbeiter entsenden; berücksichtigt werden sollte ferner, 
dass vor Einsatzbeginn ein Aufnahmemitgliedstaat oder 
mehrere Aufnahmemitgliedstaaten ermittelt werden, de­
ren Grenzen zu überwachen sind. 

(6) Die Umsetzung dieses Beschlusses berührt nicht die Auf­
teilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und den 
Mitgliedstaaten und lässt die Verpflichtungen der Mit­
gliedstaaten aus dem Seerechtsübereinkommen der Ver­
einten Nationen, dem Internationalen Übereinkommen 
zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, dem In­
ternationalen Übereinkommen über den Such- und Ret­
tungsdienst auf See, dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität und dem Zusatzprotokoll gegen die Schleu­
sung von Migranten auf dem Land-, Luft- und Seeweg, 
der Genfer Flüchtlingskonvention, der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und 
anderen internationalen Übereinkünften unberührt. 

(7) Bei der Durchführung einer Grenzüberwachungsmaß­
nahme auf See kann sich eine Situation ergeben, in der 
Personen aus Seenot gerettet werden müssen.
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(8) Im Einklang mit dem Völkerrecht hat jeder Staat den 
Kapitän eines seine Flagge führenden Schiffes zu ver­
pflichten, jeder Person, die auf See in Lebensgefahr an­
getroffen wird, Hilfe zu leisten und so schnell wie mög­
lich Personen in Seenot zu Hilfe zu eilen, soweit der 
Kapitän ohne ernste Gefährdung des Schiffes, der Besat­
zung oder der Fahrgäste dazu imstande ist. Diese Hilfe 
sollte unabhängig von der Staatsangehörigkeit oder dem 
Status der zu versorgenden Personen und ungeachtet der 
Umstände, unter denen diese aufgefunden werden, geleis­
tet werden. 

(9) Zur Sicherstellung einer besseren Koordinierung zwi­
schen den an der Maßnahme teilnehmenden Mitgliedstaa­
ten im Hinblick auf derartige Situationen und zur Erleich­
terung der Durchführung solcher Maßnahmen sollten un­
verbindliche Leitlinien in diesen Beschluss aufgenommen 
werden. Dieser Beschluss sollte die Verantwortlichkeiten 
der für die Suche und Rettung auf See zuständigen Be­
hörden unberührt lassen, einschließlich ihrer Verantwort­
lichkeit sicherzustellen, dass die Koordinierung und die 
Zusammenarbeit in der Weise erfolgen, dass die gerette­
ten Personen an einen sicheren Ort gebracht werden 
können. 

(10) Dieser Beschluss steht im Einklang mit den Grundrechten 
und den Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wur­
den, namentlich die Würde des Menschen, das Verbot der 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behand­
lung oder Strafe, das Recht auf Freiheit und Sicherheit, 
die Grundsätze der Nichtzurückweisung und der Nicht­
diskriminierung sowie die Rechte des Kindes. Er sollte 
von den Mitgliedstaaten im Einklang mit diesen Rechten 
und Grundsätzen angewandt werden. 

(11) Da sich die Ziele dieses Beschlusses, nämlich die Fest­
legung ergänzender Regeln für die Überwachung der See­
grenzen durch Grenzschutzbeamte unter Federführung 
der Agentur auf Ebene der Mitgliedstaaten, aufgrund un­
terschiedlicher Rechtsvorschriften und Praktiken nicht 
ausreichend verwirklichen lassen und daher wegen des 
multinationalen Charakters der Einsätze besser auf Uni­
onsebene zu erreichen sind, kann die Union im Einklang 
mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Grund­
satz der Subsidiarität tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsgrund­
satz geht der vorliegende Beschluss nicht über das für die 
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(12) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union beigefügten Protokolls 
Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Däne­
mark nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist 
weder durch diesen gebunden noch zu seiner Anwen­
dung verpflichtet. Da dieser Beschluss den Schengen-Be­
sitzstand ergänzt, beschließt Dänemark gemäß Artikel 4 
des genannten Protokolls innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Tag, an dem dieser Beschluss erlassen wurde, 
ob es ihn in sein einzelstaatliches Recht umsetzt. 

(13) Für Island und Norwegen stellt dieser Beschluss eine Wei­
terentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitz­
stands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem 
Rat der Europäischen Union sowie der Republik Island 

und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, An­
wendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 1 ) 
dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass 
bestimmter Durchführungsvorschriften zu jenem Über­
einkommen ( 2 ) genannten Bereich gehören. 

(14) Für die Schweiz stellt dieser Beschluss eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union, der Europäischen Gemeinschaft und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung dieses 
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands ( 3 ) dar, die in den in Artikel 1 
Buchstabe A des Beschlusses 1999/437/EG in Verbin­
dung mit Artikel 3 des Beschlusses 2008/146/EG ( 4 ) 
vom 28. Januar 2008 über den Abschluss des Abkom­
mens im Namen der Europäischen Gemeinschaft genann­
ten Bereich fallen. 

(15) Für Liechtenstein stellt dieser Beschluss eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Protokolls zwischen der Europäischen 
Union, der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechten­
stein über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zu 
dem Abkommen zwischen der Europäischen Union, der 
Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eid­
genossenschaft über die Assoziierung der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung 
und Entwicklung des Schengen-Besitzstands dar, die in 
den in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG in Verbindung mit Artikel 3 des Beschlus­
ses 2008/261/EG des Rates ( 5 ) vom 28. Februar 2008 
über die Unterzeichnung des Protokolls im Namen der 
Europäischen Gemeinschaft genannten Bereich fallen. 

(16) Dieser Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 
2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord­
irland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf es anzuwenden ( 6 ), nicht beteiligt. Das Vereinigte Kö­
nigreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieses 
Beschlusses und ist weder durch diesen gebunden noch 
zu seiner Anwendung verpflichtet. 

(17) Dieser Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates 
vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwen­
dung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf Irland ( 7 ) nicht beteiligt. Irland beteiligt sich daher 
nicht an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder 
durch diesen gebunden noch zu seiner Anwendung ver­
pflichtet.
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(18) Der Ausschuss für den Schengener Grenzkodex, der am 
19. Oktober 2009 angehört wurde, gab keine Stellung­
nahme ab, so dass die Kommission gemäß Artikel 5a 
Absatz 4 Buchstabe a des Beschlusses 1999/468/EG des 
Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse ( 1 ), dem Rat einen Vorschlag 
für die zu treffenden Maßnahmen unterbreitet und diesen 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament übermittelt 
hat — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Überwachung der Seeaußengrenzen im Rahmen der opera­
tiven Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten, die von der Europäi­
schen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Au­
ßengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (nach­

stehend „Agentur“ genannt) koordiniert wird, ist in den in Teil I 
des Anhangs niedergelegten Vorschriften geregelt. Diese Vor­
schriften und die nicht verbindlichen Leitlinien in Teil II des 
Anhangs sind Teil des von der Agentur für den jeweiligen Ein­
satz aufgestellten Einsatzplans. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten 
gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 26. April 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. Á. MORATINOS
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ANHANG 

TEIL I 

Vorschriften für die von der Agentur koordinierten Maßnahmen an den Seegrenzen 

1. Allgemeine Grundsätze 

1.1 Die Überwachungsmaßnahmen sind unter Wahrung der Grundrechte so durchzuführen, dass die Sicherheit 
weder der aufgegriffenen oder geretteten Personen noch der Einsatzkräfte gefährdet wird. 

1.2 Keine Person darf unter Verstoß gegen den Grundsatz der Nichtzurückweisung ausgeschifft oder auf andere 
Weise den Behörden eines Landes überstellt werden, in dem die Gefahr der Ausweisung oder Rückführung in ein 
anderes Land unter Verstoß gegen diesen Grundsatz besteht. Unbeschadet der Nummer 1.1 sind die aufgegrif­
fenen oder geretteten Personen auf geeignete Weise zu informieren, so dass sie etwaige Gründe vorbringen 
können, aufgrund derer sie annehmen, dass die Ausschiffung an dem vorgeschlagenen Ort gegen den Grundsatz 
der Nichtzurückweisung verstößt. 

1.3 Bei allen Überwachungsmaßnahmen ist den besonderen Bedürfnissen von Kindern, Opfern von Schleusern, 
Personen, die dringend medizinische Versorgung oder internationalen Schutz benötigen, sowie anderen Per­
sonen, die sich in einer besonders schwierigen Situation befinden, Rechnung zu tragen. 

1.4 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die an der Überwachungsmaßnahme beteiligten Grenzschutzbeamten im 
Hinblick auf die einschlägigen Bestimmungen der Menschenrechte und des Flüchtlingsrechts geschult werden 
und mit den internationalen Vorschriften über die Suche und Rettung vertraut sind. 

2. Abfangen und Aufgriff 

2.1 Bei Sichtung eines Schiffes oder eines anderen Wasserfahrzeugs („Schiff“) nähern sich die Einsatzkräfte diesem, 
um die Identität und die Staatszugehörigkeit festzustellen, und beobachten es bis auf weiteres aus sicherer 
Entfernung. Die Informationen über das Schiff werden umgehend der im Rahmen und zum Zwecke des von 
der Agentur koordinierten Einsatzes auf See eingerichteten Leitstelle mitgeteilt. 

2.2 Ist das Schiff im Begriff, in die Anschlusszone oder die Hoheitsgewässer eines Mitgliedstaats einzulaufen, der 
nicht an dem Einsatz beteiligt ist, oder ist es bereits dort eingelaufen, so übermittelt die Leitstelle dem betref­
fenden Mitgliedstaat die ihr mitgeteilten Informationen über das Schiff. 

2.3 Wenn der Verdacht besteht, dass außerhalb des Einsatzbereichs ein Schiff für illegale Handlungen auf See 
benutzt wird, werden die Informationen der Leitstelle übermittelt, die diese an den bzw. die betreffenden 
Mitgliedstaat(en) weiterleitet. 

2.4 Im Rahmen von Überwachungseinsätzen gegen Schiffe oder andere Wasserfahrzeuge, bei denen ein begründeter 
Verdacht auf Beförderung von Personen besteht, die sich den Grenzkontrollen zu entziehen versuchen, können 
folgende Maßnahmen ergriffen werden: 

a) Ersuchen um Information und Vorlage von Dokumenten zum Nachweis der Eigentumsverhältnisse, der 
Registrierung, des Reiseverlaufs sowie der Identität, Staatsangehörigkeit und anderer einschlägiger Personalien 
der an Bord befindlichen Personen; 

b) Anhalten und Betreten des Schiffs, Durchsuchen des Schiffs, seiner Ladung und der an Bord befindlichen 
Personen sowie Befragung der an Bord befindlichen Personen; 

c) Unterrichtung der an Bord befindlichen Personen, dass sie nicht zum Grenzübertritt berechtigt sind und dass 
Schiffsführer durch das Ermöglichen der Fahrt mit Sanktionen belegt werden können; 

d) Beschlagnahme des Schiffs und Festnahme der an Bord befindlichen Personen; 

e) Erteilen der Anweisung an das Schiff, den Kurs zu ändern und entweder einen Bestimmungsort außerhalb der 
Hoheitsgewässer oder der Anschlusszone anzusteuern bzw. diese zu verlassen, Eskortieren oder Geleiten des 
Schiffs, bis es sich auf diesem Kurs befindet; 

f) Führen des Schiffs bzw. Beförderung der an Bord befindlichen Personen zu einem Drittstaat oder aber 
Überstellung des Schiffs bzw. der an Bord befindlichen Personen an die Behörden eines Drittstaates; 

g) Führen des Schiffs bzw. Beförderung der an Bord befindlichen Personen bis zu dem Aufnahmemitgliedstaat 
oder einem anderen am Einsatz beteiligten Mitgliedstaat.
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2.5 Die in Nummer 2.4 genannten Maßnahmen werden unter folgenden Bedingungen durchgeführt: 

2.5.1 Hoheitsgewässer und Anschlusszone 

2.5.1.1 Die in Nummer 2.4 beschriebenen Maßnahmen werden mit Genehmigung und nach Anweisungen des Auf­
nahmemitgliedstaats getroffen; die beteiligten Einsatzkräfte werden über die Leitstelle von der Genehmigung und 
den Anweisungen in Kenntnis gesetzt. Dazu teilen die beteiligten Einsatzkräfte dem Aufnahmemitgliedstaat über 
die Leitstelle mit, ob der Kapitän des abgefangenen Schiffs verlangt hat, dass ein Diplomat oder Konsularbeamter 
des Flaggenstaats benachrichtigt wird. 

2.5.1.2 Jeder Einsatz im Hoheitsgewässer oder in der Anschlusszone eines nicht beteiligten Mitgliedstaats wird im 
Einklang mit der Genehmigung des Küstenstaats durchgeführt. Die Leitstelle wird über den gesamten Nachrichten­
verkehr mit dem Küstenstaat und über die weiteren Maßnahmen unterrichtet. 

2.5.2 Hinter der Anschlusszone gelegene hohe See 

2.5.2.1 Führt ein Schiff die Flagge oder das Registrierungszeichen eines am Einsatz beteiligten Mitgliedstaats, so werden 
mit Genehmigung des Flaggenstaates die in Nummer 2.4 vorgesehenen Maßnahmen getroffen. Der diesen Mit­
gliedstaat in der Leitstelle vertretende nationale Beamte ist berechtigt, diese Genehmigung zu erteilen oder zu 
übermitteln. 

2.5.2.2 Führt ein Schiff die Flagge oder das Registrierungszeichen eines am Einsatz nicht beteiligten Mitgliedstaats oder 
eines Drittstaats, so wird vom Flaggenstaat über geeignete Kommunikationskanäle eine Bestätigung der Regis­
trierung angefordert, und bei Bestätigung der Staatszugehörigkeit wird der Flaggenstaat entsprechend dem Pa­
lermo-Protokoll gegen die Schleusung von Migranten um Genehmigung ersucht, die in Nummer 2.4 vorgesehe­
nen Maßnahmen zu treffen. 

Die Leitstelle wird über den gesamten Nachrichtenverkehr mit dem Flaggenstaat unterrichtet. 

2.5.2.3 Besteht der begründete Verdacht, dass ein Schiff, obgleich es eine fremde Flagge führt oder sich weigert, seine 
Flagge zu zeigen, die gleiche Staatszugehörigkeit besitzt wie die beteiligten Einsatzkräfte, so überprüfen diese die 
Berechtigung des Schiffes zur Flaggenführung. Zu diesem Zweck können sie ein Boot unter dem Kommando 
eines Offiziers zu dem verdächtigen Schiff entsenden. Bleibt der Verdacht nach Prüfung der Dokumente bestehen, 
so nehmen sie eine weitere Untersuchung an Bord des Schiffes vor, die so rücksichtsvoll wie möglich durch­
zuführen ist. Mit dem Land, unter dessen Flagge das Schiff vorgeblich steht, wird über geeignete Kommunika­
tionskanäle Kontakt aufgenommen. 

2.5.2.4 Besteht der begründete Verdacht, dass ein Schiff, welches eine fremde Flagge führt oder sich weigert, seine Flagge 
zu zeigen, in Wirklichkeit die Staatszugehörigkeit zu einem anderen am Einsatz beteiligten Mitgliedstaat besitzt, 
so wird mit Genehmigung dieses Mitgliedstaats die Berechtigung des Schiffes zur Flaggenführung überprüft. Der 
diesen Mitgliedstaat in der Leitstelle vertretende nationale Beamte ist berechtigt, diese Genehmigung zu erteilen 
oder zu übermitteln. 

Wenn sich in den vorgenannten Fällen der Verdacht hinsichtlich der Staatszugehörigkeit des Schiffs bestätigt, 
werden die in Nummer 2.4 vorgesehenen Maßnahmen unter Beachtung von Nummer 2.5.2.1 ergriffen. 

2.5.2.5 Besteht der begründete Verdacht, dass ein Schiff keine Staatszugehörigkeit besitzt oder einem Schiff ohne Staats­
zugehörigkeit gleichzustellen ist, so überprüfen die Einsatzkräfte die Berechtigung des Schiffes zur Flaggenführung. 
Zu diesem Zweck können sie ein Boot unter dem Kommando eines Offiziers zu dem verdächtigen Schiff 
entsenden. Bleibt der Verdacht nach Prüfung der Dokumente bestehen, so nehmen sie eine weitere Untersuchung 
an Bord des Schiffes vor, die so rücksichtsvoll wie möglich durchzuführen ist. 

Die in Nummer 2.4 vorgesehenen Maßnahmen werden getroffen, wenn sich der Verdacht, dass das Schiff keine 
Staatszugehörigkeit besitzt, bestätigt und der begründete Verdacht besteht, dass das Schiff für die Schleusung von 
Migranten auf dem Seeweg gemäß dem Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- 
und Luftweg zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimi­
nalität benutzt wird. 

Wenn kein Staat einem Schiff das Recht erteilt hat, seine Flagge zu führen, oder wenn das Schiff die Flaggen von 
zwei oder mehr Staaten führt und diese nach Belieben verwendet, gilt das Schiff als Schiff ohne Staatszugehörig­
keit oder wird einem solchen Schiff gleichgestellt. 

2.5.2.6 Solange der Flaggenstaat keine Genehmigung für weitere Maßnahmen erteilt hat, wird das Schiff aus sicherer 
Entfernung beobachtet. Ohne ausdrückliche Genehmigung des Flaggenstaates werden keine weiteren Maßnahmen 
getroffen, außer solchen, die gemäß Teil II Abschnitt 1 erforderlich sind, um eine unmittelbare Gefahr für das 
Leben von Personen abzuwenden, bzw. solchen Maßnahmen, die sich aus einschlägigen bilateralen oder multi­
lateralen Übereinkünften ableiten, oder bis das Schiff in die Anschlusszone eingelaufen ist.
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TEIL II 

Leitlinien für Such- und Rettungsmaßnahmen und für die Ausschiffung im Rahmen von durch die Agentur 
koordinierten Maßnahmen an den Seegrenzen 

1. Such- und Rettungsmassnahmen 

1.1 Die Mitgliedstaaten kommen der Pflicht, Personen in Seenot Hilfe zu leisten, gemäß den einschlägigen Bestim­
mungen der für Such- und Rettungsmaßnahmen maßgeblichen internationalen Übereinkünfte und unter gebüh­
render Wahrung der Grundrechte nach. Die beteiligten Einsatzkräfte leisten jedem Schiff oder jeder Person in 
Seenot Hilfe. Die Hilfe wird ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit oder den Status einer solchen Person oder 
der Umstände, unter denen die Person aufgefunden wird, geleistet. 

1.2 Wenn im Verlauf des Grenzüberwachungseinsatzes Zweifel an der Sicherheit eines Schiffes oder von Personen an 
Bord bestehen, übermitteln die beteiligten Einsatzkräfte der für die Such- und Rettungszone zuständigen Rettungs­
leitstelle so schnell wie möglich alle vorhandenen Lageinformationen. 

Reagiert die zuständige Rettungsleitstelle der Such- und Rettungszone des Drittlands nicht auf die Meldung der 
beteiligten Einsatzkräfte, so nehmen Letztere Verbindung zur Rettungsleitstelle des Aufnahmemitgliedstaates auf. 

Die beteiligten Einsatzkräfte warten die Anweisungen der Rettungsleitstelle ab und treffen derweil alle erforder­
lichen Maßnahmen, um die Sicherheit der Betroffenen zu gewährleisten. 

1.3 Die beteiligten Einsatzkräfte nehmen unter Berücksichtigung sämtlicher einschlägiger Informationen eine Lagebe­
wertung vor, deren Ergebnisse sie an die zuständige Rettungsleitstelle weiterleiten; dabei ist auf folgende Fragen 
einzugehen: 

a) Liegt ein Hilfeersuchen vor? 

b) Ist das Schiff seetüchtig, und wie wahrscheinlich ist es, dass das Schiff sein Ziel nicht erreichen wird? 

c) Wie viele Passagiere sind an Bord, und um welche Art von Schiff handelt es sich (Überladung)? 

d) Sind ausreichende Vorräte (Treibstoff, Wasser, Nahrungsmittel usw.) für die Weiterfahrt bis zur Küste vor­
handen? 

e) Sind Besatzung und Kommandopersonal auf dem Schiff ausreichend qualifiziert? 

f) Sind Sicherheits-, Navigations- und Kommunikationsausrüstungen vorhanden? 

g) Benötigen Passagiere dringend medizinische Hilfe? 

h) Sind Tote an Bord? 

i) Sind Schwangere und Kinder an Bord? 

j) Wie sind die Witterungsverhältnisse und der Seegang? 

1.4 Ob eine Notsituation vorliegt, hängt nicht ausschließlich davon ab, ob um Hilfe ersucht wurde, oder wird nicht 
ausschließlich danach beurteilt. 

Wenn die Personen an Bord eines Schiffes, das offensichtlich in Seenot ist, Hilfe verweigern, informieren die 
beteiligten Einsatzkräfte die Rettungsleitstelle und treffen nach Maßgabe der Sorgfaltspflicht alle weiteren für den 
Schutz der betroffenen Personen erforderlichen Maßnahmen; dabei sind alle Maßnahmen zu vermeiden, die die 
Lage verschlimmern oder die Verletzungs- oder Lebensgefahr vergrößern könnten. 

1.5 Die Leitstelle wird so rasch wie möglich über etwaige Kontakte zur Rettungsleitstelle und über die von den 
beteiligten Einsatzkräften ergriffenen Maßnahmen unterrichtet. 

1.6 Wenn das Schiff nicht oder nicht mehr in Not ist oder die Such- und Rettungsmaßnahme abgeschlossen ist, 
setzen die beteiligten Einsatzkräfte in Absprache mit der Leitstelle die Maßnahme gemäß den Bestimmungen in 
Teil I fort. 

2. Ausschiffung 

2.1 Im Einsatzplan sind die Einzelheiten für die Ausschiffung der aufgegriffenen oder geretteten Personen im Einklang 
mit dem Völkerrecht und etwaigen bilateralen Abkommen festzulegen. Der Einsatzplan bewirkt nicht, dass den 
am Einsatz nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten Verpflichtungen auferlegt werden.
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Wenn im Einsatzplan nichts anderes vorgesehen ist, sollte unbeschadet der Zuständigkeit der Rettungsleitstelle die 
Ausschiffung vorrangig in dem Drittland erfolgen, von dem aus das Schiff mit den Personen in See gestochen ist 
oder durch dessen Hoheitsgewässer oder Such- und Rettungszone dieses Schiff gereist ist; falls dies nicht möglich 
ist, sollte die Ausschiffung vorrangig im Aufnahmemitgliedstaat erfolgen, sofern nicht eine andere Vorgehensweise 
erforderlich ist, um die Sicherheit dieser Personen zu gewährleisten. 

2.2 Die Leitstelle wird informiert, wenn Personen in einer Situation nach Teil I Nummer 1.2 angetroffen werden; sie 
setzt die Behörden des Aufnahmemitgliedstaats hiervon in Kenntnis. Auf der Grundlage dieser Informationen wird 
im Einsatzplan festgelegt, welche Folgemaßnahmen getroffen werden können.
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